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Notwendig 1st eine vertiefle Finsıicht 2n das Wesen des Menschen und seinen
jedesmal einmalıgen, ınneren Wert. Nur solche FEinsicht bannn verhindern, dafßs
ZOLY blindlings alles Leben UN damiıt zerstoren, zuodurch TOLY UNS
selbst In höchstem Mafe gefährden. Friedrich Wagner

Gesetz, oral, Polıtık
Am 25 April berät der Deutsche Bundestag ın zweıter nach der inneren, sachorijentierten Qualıität VO  3 Re-
esung über dıe Novellierung des 2185 Wenn dieses formen, w1e S1€e dem Leitbild VO  - mehr Emanzıpa-
Heft in die Hände des Lesers kommt, wırd also ıne wiıch- tıon un: Selbstbestimmung gerade in bezug aut den
tige, WEeNnn auch noch nıcht die endgültige Entscheidung 218 postuliert werden.
über die Retorm der Strafbestimmungen über den Schwan-
gerschaftsabbruch bereits gefallen se1n. Es 1St deshalb aum
siınnvoll, hier nochmals auf die verschiedenen Entwürfe, Der x {  S 218  R hat Modellcharakter
zwischen denen sıch der Bundestag entscheiden haben
wırd, einzugehen und Mutma(ßungen darüber anzustellen, Bezüglıch der letzteren rage scheint die Auseinander-
welches Modell sıch durchsetzen wird. Es ISt auch nıcht SETZUNG den Schwangerschaftsabbruch geradezu Mo-
nötıg, hier nochmals das n Für un Wider ror- dellcharakter haben Denn W 4s geht es Doch (zu-
tern. Wır haben seit Begınn der vorparlamentarischen nächst) die Fragen, WwW1e der Rechtsschutz des Un-
Debatte, praktisch seit der Veröffentlichung des Fristen- geborenen „überzeugender“ gestaltet werden und WwI1e
modells durch die 505 Alternativ-Professoren 1mM Jahre dieser Rechtsschutz mıiıt dem konkurrierenden Rechts-
1970, über die verschiedenen Stadien der einzelnen Ent- ZUT, iın diesem Falle 1n erster Linıe mi1t dem Anspruch der
würte und die s$1e begleitende Meıinungsbildung ausführ- Schwangeren auf psychisches, physisches un soziales
lich informiert, da{(( wır uns en können, Detail- Wohlergehen, in Eınklang gebracht werden ann Man
fragen der Retormvorschläge, deren Substanz auch nach weist auf die Unwirksamkeit der geltenden Stratbestim-
der Prüfung durch den Stratrechtssonderausschufß des INUNSCH hın, weıl 1Ur eın mınımaler Anteil der tatsächlich
Bundestages unverändert geblieben 1St, nochmals 1C- durchgeführten Abtreibungen estratfrechrtlich verfolgt WeTl-

kapitulieren. Um wichtiger erscheint die Erörterung den ann Man beklagt die soz1alen und medi:zinıschen
Jjener Hintergrundzusammenhänge, die, ohne jemals in der Folgewirkungen des geltenden Gesetzes, das die Über-
Auseinandersetzung über den 218 klar angesprochen zeugungskräftigen Miıttel un: Wege finden laßt, iıhren
oder SAr definiert werden, die eigentliche politische Fall medizinısch indızıeren lassen, un den Begüterten
Substanz der Auseinandersetzung bilden. Sıe betreften den Weg Zur „legalen“ Abtreibung 1mM Ausland eröffnet,
fast durchwegs das große Kapıtel über den Zusammen- während den wenıger Gewandten und Begüterten, für die
hang VO  ; Gesetz (Recht), Moral un Politik 1n einer die Geburt eines weıteren Kındes ıne Existenzbehinde-
demokratisch verfaßten un pluralistisch orıentierten (Ge- Iung darstellt, NUr der Weg Zu illegal abtreibenden ÄArzt
sellschaft. Dazu gehören Fragen wI1e die nach dem rad oder ZU medizinıschen „Kurpfuscher“ offtenbleibt.
der Trennbarkeit 7zwischen echt un Moral iın der (Gesetz-
gebung oder die rage nach dem 5S0O$. Mınımum g- Man wırd einıge Fragezeichen setizen hinsıichtlich der Im-
meiınsamen siıttlichen Grundüberzeugungen, die für die plikationen solcher Forderungen. Man wırd einıge WEe1-
Lebensfähigkeit einer weltanschaulich un: moralisch 1N- tel dazu anmelden, ob überhaupt möglıich ISt, eın Strat-
homogenen Gesellschaft notwendig sınd, aber auch die ZESEIZ schaften, das alle De-facto-Diskriminierungen
rage nach den Regeln, nach denen eın solches Mınımum ausschließt und gewissermaßen in allen soz1alen Schichten
politisch un: gesetzgeberisch realisiert wiırd. Schließlich gleich „greift“. Man müfßte also einmal die Bereiche Wırt-
ann un soll auch nıcht werden die Frage schafts- un: Steuerkriminalıtät ZUuU Vergleıch heranzıe-
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Leben Leben gegeneinander „abgewogen“ werden,hen, prüfen, ob sıch dort nıcht sehr ahnlich Ver-

hält Man wird seıne Bedenken haben, ob sıch bei der 1mM Rahmen des Strafrechts in eiınem erweıterten Sınne
Mehrzahl der Abtreibungen wirkliche mediziniısche Leben ine die Exıstenz un das Wohl der rau
oder (auch nur) soz1ıale Notftfälle handelt, in denen ıne und der Famlılie wwesentlich beeinträchtigende Schädigung:
Rechtsgüterabwägung überhaupt in Frage kommt. Es g1bt dies annn ıne dauernde gesundheıtliche Gefährdung se1n,
sehr unterschiedliche Meıiınungen darüber, Wann eın SOZ12- könnte aber auch ıne (mıt den Miıtteln des Sozjalstaates
ler Notstand, der eıner Rechtsgüterabwägung Anlaf nıcht behebbare) Famıiliensituation se1n, in der en WEe1-
bietet, überhaupt vorliegt, ob dafür der Aufschub eiınes ind einer solchen Verschärfung bzw. Verschlech-
Autokauts oder die Einschränkung in der Wohnungsaus- terung der Lebensverhältnisse führt, daß durch S$1e das

maßgebend 1St oder ob INa  — VO  — einem sozialen Gesamtwohl der Famıulıie auch gesundheitlichen
Notstand erst annn sprechen kann, WenNnn existenzgefähr- Gesichtspunkten aut Dauer gefährdet wird. Gerade weiıl

r einerseıts solche Fälle Sibt un weıl InNnan anderseits indende Behinderungen eintreten, die mi1t den gesetzlichen
Mitteln des Sozialstaates nıcht beheben sind. Und hın- ıne weitgefaßte mediziniısche Indikatıion viele Tat-
sichtlich der medizıinıschen Folgewirkungen müßten IL11AIl- bestände einbringen kann, da{fß diese allein schon eiıner
che Befürworter einer möglichst weitgehenden „Liberalı- Fristenregelung ohne Fristenangabe gleichkommen kann,
sierung“ ihr Faktenwissen revidieren. Denn nach scheint nıcht sinnvoll 1St ekannt,; dafß die deut-
übereinstimmenden Schätzungen werden über 90 9/9 der schen Bischöfe in dieser rage MmMIt vornehmlich inner-
illegalen Abtreibungen Von mediıizinıschem Personal „lege moralıischer un: nıcht rechtsethischer Begründung anders
artıs“ durchgeführt. Dem müfßte INa  —$ also entnehmen, daß denken die Indikationenregelung allein auf die Mög-
die medizinıschen Folgewirkungen bei illegalen Abtrei- lichkeit der medi;zinıschen Indikation (bei Absehen VO  —

bungen (von Selbstabtreibungen einmal abgesehen) nıcht Strafe durch das Gericht 1n anderen Notfällen) begren-
sehr 1e] besorgniserregender siınd als bei legalen Ab- zen. Medizinische Indikationen un auf mediziniıschen

Elementen aufbauende, mıiıt psychischen und soz1alen Tlat-nN. (Dıies spricht natürlıch nıcht für die beteiligten
Ärzte, die sıch W1€e immer zustande gekommene Notstände beständen verschränkte Indikationen kämen der normier-
kräftig honorieren lassen, sondern NUur die Strapa- baren Wirklichkeit vermutliıch nächsten. In diesem
zıierung der statıstisch nachweisbaren mediızınıschen Fol- Sınne ließe sıch eın VO protestantischer Seıte VOI-

SCH gerade der illegalen Abtreibungen.) getragener Vorschlag befürworten, der sıch dafür AaUuS-

sprach, die 1mM SOg Jahn-Entwurf (des Bundesministe-
r1ums für ust1z) vorgesehene „Notlageindikation“ als

Reformziel und Reformmotive (ausschließliche) Grundlage nehmen und die einzelnen
Notlagen katalogisieren. Eın solcher Katalog kann

Trotz der verschiedenen Wertigkeit der angeführten Tat- natürlıch nıcht erschöpfend se1in, aber könnte genügend
bestände und Begründungen herrscht aber Übereinstim- Krıiterien für iıne einheitliche Rechtsprechung 1efern.
mMung darüber, dafß eine Retorm des 218 notwendig ISt. Aut jeden Fall scheinen mM1t einem solchermafßen einge-
ogar die deutschen Bıschötfe haben sıch dazu bekannt. Indikationenkatalog sowohl eın ehr Rechts-
Es bedart einmal einer größeren Rechtssicherheit un einer siıcherheit un Rechtsgleichheit W1e€e ıne exaktere und gC-
Vereinheitlichung der Kriterien un deswegen der odi- nügend breite Erfassung VO  e Noftfällen realisierbar
fizierung der durch Rıchterspruch geschaffenen Rechts- se1n. Und damıt ware auch das oben Reform-
praxIıs. Und es bedarf der Anstrengungen 1mM Sozijal- 7z1el] erreicht.
bereich, in entstandenen Norfällen wirksame Abhilfe
schaffen können, un bedarf der Reform, Doch sowohl die Vertechter der Fristenregelung W1e die
Strafrechtsgesichtspunkten jene Tatbestände klarer Vertreter eınes erweıterten Indikationenkatalogs gehen
schreiben, 1in denen ıne Abwägung konkurrierender über dieses Zıel ob Nur faktisch oder bewulßsit, se1 -
Rechtsgüter in Betracht kommt. Dieses Retormziel aßt nächst dahingestellt weıt hinaus. Beide Modelle, der
sich zweıfellos mMIit einer klar umschriebenen Indikationen- weıtgefaßte Indikationenkatalog un die Fristenregelung
regelung erreichen, freilich nıcht S da{fß jede Ungleichheit bewegen sıch Rande der Aufhebung des Rechtsschutzes
und jeder Mißbrauch nıcht LUr 1m Prinzıp, sondern tak- für das Ungeborene. Dıie Fristenregelung hebt das Prinziıp
tisch un: VO  3 vornherein ausgeschaltet 1St, ohl aber S selbst auf, iındem S1e die ersten Monate völlig freigibt; die
daß wen1ıgstens 1mM Prinzıp un eın Stück WweIlt auch de erweıterte Indikationenregelung hält ZW ar Prinzıp
facto der Schutz des Rechtsgutes ungeborenes mensch- fest, durchlöchert dieses aber durch weıtgefaßte Indikatio-
liches Leben garantıert wird und zugleich 1n den Fällen, nen (einschließlich der sozialen) be1 genereller Straftrei-
in denen die Erzwıngung der Austragung einer Schwan- heıt der Schwangeren, daß INan damıit rechnen kann,
gerschaft mit den Mitteln des Strafrechts problematisch daß iın der Praxıs eben NKY noch das Prinzıp übrigbleibt.
erscheint, eine echte Güterabwägung möglıch wird. Zugegeben: s1e haben einen Teil der Motiıve mMiıt den-

jenıgen, die die legale Abtreibung bzw die Straffreiheit
Freilich ann auch das Prinzıp der Güterabwägung nıcht aut die klar umschreibbaren Konfliktsfälle begrenzt wıssen
endlos strapazıert werden. Streng annn Nnu  — wollen, gemeınsam: Sıe erklärep‚ gelte die Praxıs des
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Schwangerschaftsabbruchs durch andere Mittel als durch bewußtseins beiträgt un eine solche Entwicklung fördert,
solche des Strafrechts bekämpften: durch wne bessere annn annn INa  - sıch fragen, bıs wohin diese Ent-
Sozialgesetzgebung, durch Verstärkung der Hılten tür wicklung weıterlauten oder gefördert werden kann, bis
Schwangere, durch bessere Aufklärung über Empfängnis- für das Zusammenleben selbst wesentlıche Rechtsgrund-
verhütung. Sıe wollen aber zugleıch mehr: Sıe wünschen lagen 1Ns Wanken kommen, Zugegeben: diese Grenze ist
iıne weitgehende Entpönalisierung des Schwangerschafts- schwer auszumachen, aber die Rıchtung des Trends genugt

schon, das Ausmaß der Gefahr sehen. Sıcher 1Stabbruchs, die Trau bzw die Schwangere soll möglıichst frei
VO  $ gesellschaftlichem un VOTL allem VOTLT strafrechtlichem nıcht Aufgabe des Rechts, „rein“ sittliche Maxımen, se1
Druck sich entscheiden können. Beratung soll dazu be1- VO  $ Sondergruppen, se1 solche des allgemeınen Be-
tragen, da{ß die Entscheidung möglıchst den Schwan- wulßstseins, MIt den Mitteln des Stratfrechts gesellschaftlıch
gerschaftsabbruch auställt. erzwıngen. ber 1m Falle der Abtreibung geht nıcht

(wıe vielfach fälschlich betont wiırd) „nur“ ıne Ge-
wissensfrage, sondern den Respekt VOT dem Exı1istenz-

Nicht Aufgabe des Rechts? recht eines anderen Individuums.

Tatsächlich ware ıne solche „Reform“ weitgehend SC- Nun zeigt die Diskussion den 218 ıne doppelte
rechtfertigt, wenn durch S1€e die Ziele, die INa ıhr Tendenz: Erstens beschränkt INan sich nicht NUur auf wel-
oder unterstellt, auch tatsäachlich erreicht würden. Das testgehende Entpönalisierung, sondern verschiebt bei der
Strafrecht hat eın anderes Zıel, als das Übel,;, das — Abwägung konkurrierender Rechtsgüter das Schwerge-
ter Strate tellt, bekämpfen. Läßt sıch der Schwanger- wicht VO Rechtsgut ungeborenes menschlıches Leben auf
schaftsabbruch durch andere Miıttel als die des Strafrechts das Wohl un: die Interessenlage der Schwangeren (ehr-
genügend oder besser bekämpfen, 1St diesen anderen Miıt- licherweise wiırd INan hinzufügen mussen: un: der ınter-
teln der Vorzug geben. Tatsächlich stecken aber in die- essi1erten Angehörigen). Es wiıird also mehr und mehr Un-
SCIl Vorschlägen ıne Reihe VO  3 Fehlkalkulationen: Der vergleichbares gegeneinander abgewogen. Diese Schwer-
Druck, der durch „Liberalisierung“ abgebaut werden soll, gewichtsverschiebung führt in der milderen Orm ZAUT. LC-

verschärft sıch se1tens der Interessierten ungunsten des atıven, in den radikaleren Formen der Pro-Abtreibungs-
schützenden Rechtsgutes un Z Nachteil der wirk- Demonstranten ZUr unbedingten Überordnung der man-

liıchen Entscheidungsfreiheit der ALl ıne abtreibungs- zıpatıon, konkret des Verfügungsrechts der Trau über das
freundliche Tendenz un ıne wachsende seelische und Lebensrecht des Ungeborenen. Dıie zweıte Tendenz: die
soziale Diskriminierung solcher Frauen un Famılien, die Befürworter einer weitgehenden Liberalisierung (nicht
sıch 1in Konfliktsfällen für die Austragung der Schwanger- 1U  _ die emotionalen Demonstranten, sondern auch die
schaft entschieden haben, wird die Folge se1in. Beratung ser1ösen Politiker) neigen dazu, den Schutz des Ungebo-
und soz1iale Maßnahmen heltfen 1ın Konfliktsfällen, ın ZU ethischen Sondergut VO relıg1ösen Gruppen
denen der soz1alen Hılfe wirklich bedarf und Rat (vornehmlıch der der Kirchen, besonders der katholischen)
auch angenOoMmM wird. In allen anderen Fällen, deklarıeren.
mehr subjektive Interessen oder die Vermeidung
kurzfristiger Nachteile geht, hilft keine soziale Ma{fßS-
nahme, weıl ıne solche überflüssiıg ware De facto be- Brüchiges ethisches iınımum
deutet iıne weitgehende Liberalisierung den Abbau des
Unrechtsbewußtseins, letztlich die Gleichsetzung des Dahinter Mag Überzeugung oder auch NUuUr Taktik oder
Schwangerschaftsabbruchs miıt dem etzten den di- beides stehen. Tatsache 1St jedenfalls, daß ın uUunNnNsSeTrert

Gesellschaft 1m Falle des Schwangerschaftsabbruchs nıchteCISeN Mitteln der Geburtenregelung. Mıt eiıner solchen
Gesetzgebung wırd also nıcht mehr, sondern wenıger NUur den Streit geht, ob eın bestimmter sittlicher Grund-

SAat7Zz auch für die Strafgesetzgebung relevant 1St oder nicht,echter Konfliktslösung erreıicht.
sondern daß keine Einigkeıt darüber besteht, ob sıch

Nun sibt ‚Wartr die Meıinung, diese Art VO  ; Argumen- beim Ungeborenen ein Rechtsgut handelt, das
tatıon gehöre in den Bereich der Ethik un: der Gewi1issens- durch die Gesellschaft auf jeden Fall schützen gilt oder
bildung un: nıcht eigentlich in den Bereich des Strafrechts. nıcht. Dieser Gegensatz realisıert sıch vielleicht wenıger

innerhalb der Parlamente (obwohl auch dort mMi1t Be-Dem ISTt aber ZAZUS Z7wel Gründen widersprechen: FEın-
mal 1sSt auch das echt un: seine ınnere Logik A} sittlıche teuerungen, w1ıe INan P  68 miıt dem Schutz des Lebens
Maxımen gebunden. Eın Strafrecht, das den Schutz eınes meıne, überdeckt wiırd) als in den Meinungsäußerungen
Rechtsgutes verbessern will,; ındem ıh ohne gleichran- U der Bevölkerung. ber entscheidend 1St ıne UÜber-
gıgen Ersatz weitestgehend einschränkt oder teilweise einstımmung über die Unantastbarkeit des menschlichen

Lebens schlechthin, also auch 1in seinen „Randzonen“, gibtSanz aufhebt, kann rechtsethisch nıcht plausibel se1in. S0O-
dann: Wenn iıne Gesetzgebung aufgrund ıhrer iınneren offensichtlich nıcht. Wenn dennoch ıne solche grund-

legende Übereinstimmung behauptet oder konstrulertLogik un aufgrund der erwartenden Folgen (Bagatel-
lısierung der Abtreibung) ZUr Schwächung des Unrechts- wird, widersprechen iıhr der Verlaut der Auseinander-
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setzung über den 218 un: die Umfragen über Abtrei- den Gesetzgeber bindende gemeiınsame Basıs sıttlicher
bung un Euthanasıe. Grundüberzeugungen iın der Gesellschaft nıcht sibt In

einer solchen Sıtuation hat ıne politische Führung und
Nun gehört die rage nach der Unverletzlichkeit des Le- hat der Gesetzgeber zugegebenermaßen nıcht leicht
bens ihrer Natur nach zweıtellos jenen Fragen, die Und Gesetze werden in sıch unwirksam, wenn eine SC-
üblicherweise Zzu S0 ethischen Mınımum gemeın- meınsamen Grundüberzeugungen dahinterstehen. Besteht

aber die Funktion des Gesetzgebers hauptsächlich NUuUrÜberzeugung un Übereinkunft 1n einer VO nNnier-

schiedlichen Handlungsmaximen un Weltanschauungen darin, den „Volkswillen“ gemäß seınem jeweılıgen Ent-
getragenen Gesellschaft gehören. Wenn aber UÜbereinstim- wicklungsstand formulieren, gewissermaßen die acht
MUung in eıner solch fundamentalen rage nıcht besteht, der Fakten kodıifizieren, oder hat er innerhalb dieser
1St auch nıcht csechr sinnvoll, VO  3 einem ethischen Mın1ı1- Entwicklung auch ıne Führungsaufgabe? Er hat s1e und
LU reden, das SOZUSARCH das sittliıche Selbstverständ- mu(ß sS1e wahrnehmen, um der Gesellschaft Konsistenz-
n1s einer Gesellschaft ZU Ausdruck bringt. Was als eth1i- krisen oder S1Ce gering wıe möglıch hal-
sches iınımum ausgegeben wird, ISt in Wirklichkeit 1ıne te  3 Das bedeutet 1 Falle der Gesetzgebung über den
politische Manövrıermasse gesellschaftlichen Überein- Schwangerschaftsabbruch, daß sıch der Gesetzgeber auf
künften durch (Gesetz un: Konventionen, die sıch bei der die sachlich notwendigen Reformen beschränkt. Das be-
Überschreitung ‘ der nächsten Schwelle jeweıils wieder 1n deutet Einschränkung der Straffreiheit auf die wirklichen
ıhrer Substanz verändert. Folgerichtig (innerhalb einer Konfliktsfälle, 1n denen ıne Abwägung konkurrierender
solchen Entwicklung) gründet INla  $ das Strafrecht auf Rechtsgüter notwendiıg 1st, be1 gleichzeitigen gesellschafts-
dem cehr manıpulierbaren Begrift der „Sozialschädlich- un: sozlalpolitischen Mafißnahmen, die die Zahl solcher
keit  « un nıcht auf eıner unveränderlichen Rechtssubstanz, Konfliktsfälle (unter soz1ialen Aspekten) prophylaktisch

der die Unantastbarkeit des Lebens gehört Die Mi11- möglıchst gering halten. Der Gesetzgeber annn sıch aber
achtung des Rechts auf Leben des ungeborenen w1e des auf keinen Fall, weder in seiner Sozial- noch 1n seiner
behinderten Lebens mu{fß nıcht „sozialschädlıch“ se1n, Rechtspolitik der Illusion VO  - eiınem konfliktfreien
WECNN INa  — Gesellschaft nıcht als auf unverfügbaren S1tt- Daseın beteiligen, der der Wohlstandswahrung un
lıchen Grundlagen basıerende Solidargemeinschaft VeI- -vermehrung sehr emühte spätbürgerliche Zeıtgenosse
steht. leicht erliegt. Er würde azu beitragen, diesem eıit-

N  9 der Emanzıpatıon leicht als Nutzenstrategıe
Der $ 218 1St Anlaß, diese Grundfrage TEU erortern. Yersteht, se1ın eigenes rab schaufeln.
Zunächst 1St aber nüchtern davon auszugehen, daß eine Seeber
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OÖrthodoxen Im on mIt dem Weltkirchenrat?
Auf dem Weg ZUT Fünften Vollver- Konstantinopel den Zentralaus- ben worden (HK, Aprıl 1973, 706 bıs
sammlung des ORK 1975 1n DjJa- chuß anläfßlich des 25Jjährıgen Beste- 209) Die Botschaften der Patriarchen
karta muß dieser einen schwelenden hens des Weltrates 1m August 1973 in beantworteten den in Bangkok be-
Konflikt mMiıt den Orthodoxen Kirchen ent beantwortet (HK, Oktober 1973, schlossenen „Brief die Kiırchen“.
ausraumen, der schwerer wird, 495 Die beiden Patriarchen hatten
Je mehr sıch der Vatikan diesen Kır- den vermeiıntlich Kurs kritisiert, Der Konflikt 1St 1mM Grunde nıchts
chen zuwendet. Der Schritt dazu den S$1e AUS der Weltmissionskonferenz Neues. Er durchzieht das Verhältnis
geschah aut der Tagung des Zentral- VO  $ Bangkok Ende Dezember 1972 7zwischen enf un den Ostkirchen VO  -

ausschusses Ende Februar 1974 in Bad erkannt haben glaubten. Dort Zing jeher. Ihnen 1sSt die Arbeit der Kom-
Saarow bei Berlin In Zzwel Briefen die rage, w a4s 1St „das eıl mi1ssıon Faith-and-Order für ıne dog-
wurden die Botschaften des Moskauer heute“. Unter Einfluß der Jungen Kır- matische Einheit der Kıirche wichtiger
Patriarchen 'Pımen un: des COkume- chen der Dritten Welt die Ak- als die Arbeıit der Ommı1ssıon „Kır-
nıschen Patriıarchen Dımaitrios VO  _3 stark auf „Befreiung“ verscho- che un Gesellschaft“, die se1it ihrer


